
Allgemeine Verkaufs-, Liefer- und Zahlungsbedin-

gungen der Uebelgönne Werkzeugbau GmbH 

§ 1 Geltung der Bedingungen 

(1) Die Lieferung, Leistungen und Angebote des Unter-

nehmers erfolgen ausschließlich auf Grund dieser 

Geschäftsbedingungen. Diese gelten somit auch für 

alle künftigen Geschäftsbeziehungen, auch wenn sie 

nicht nochmals ausdrücklich vereinbart werden. Spä-

testens mit der Entgegennahme der Ware oder Leis-

tung gelten diese Bedingungen als angenommen. Ge-

genbestätigungen des Bestellers unter Hinweis auf 

seine Geschäfts- bzw. Einkaufsbedingungen wird 

hiermit widersprochen. 

 

(2) Diese Geschäftsbedingungen gelten insbesondere für 

Verträge über den Verkauf und/oder die Lieferung 

beweglicher Sachen ohne Rücksicht darauf, ob der 

Unternehmer die Ware selbst bearbeitet oder bei Zu-

lieferern einkauft (§§ 433, 651 BGB). 

 

(3) Alle sonstigen Vereinbarungen, die zwischen dem 

Unternehmer und dem Besteller zwecks Ausführung 

dieses Vertrages getroffen werden, sind schriftlich 

niederzulegen. 

 

§ 2 Angebot und Vertragsschluss 

(1) Die Angebote des Unternehmers sind freibleibend. 

Ein Vertrag kommt nur zustande, wenn der Unter-

nehmer einen Auftrag schriftlich bestätigt hat oder 

der Unternehmer den Auftrag ausführt. 

 

(2) Muster und Proben sind unverbindliche Rahmenan-

gaben. Alle mündlichen und schriftlichen Angaben 

über Eignung und Aufwendungsmöglichkeiten der 

Erzeugnisse erfolgen nach bestem Wissen des Unter-

nehmers. Sie stellen jedoch nur seine Erfahrungswer-

te dar und begründen keine Ansprüche gegen ihn. Der 

Besteller wird nicht davon befreit, sich selbst durch 

eigene Prüfung von der Eignung der Erzeugnisse für 

den von ihm vorgesehenen Verwendungszweck zu 

überzeugen. 

 

(3) Die Verkaufsangestellten des Unternehmers sind 

nicht befugt, mündliche Nebenabreden zu treffen 

oder mündliche Zusicherungen zu geben, die über 

den Inhalt des schriftlichen Vertrags hinausgehen. 

 

(4) Ist die Bestellung als Angebot gemäß § 145 BGB zu 

qualifizieren, so kann der Unternehmer dieses Ange-

bot innerhalb von 4 Wochen annehmen. Die Annah-

me kann entweder schriftlich oder durch Ausliefe-

rung der Ware an den Besteller erklärt werden. 

 

 

§ 3 Preise 

(1) Soweit nicht anders angegeben, hält sich der Unter-

nehmer an die in seinen Angeboten enthaltenen Prei-

sen 30 Tage ab deren Datum gebunden. Maßgebend 

sind ansonsten die in der Auftragsbestätigung des Un-

ternehmers genannten Preise zuzüglich der jeweiligen 

gesetzlichen Umsatzsteuer. Zusätzliche Lieferungen 

und Leistungen werden gesondert berechnet. 

 

(2) Die Preise verstehen sich, falls nicht anders verein-

bart, ausschließlich Verpackung, Versand und sonsti-

ger Nebenkosten. 

 

§ 4 Liefer- und Leistungszeit 

(1) Liefertermine oder -fristen, die verbindlich oder 

unverbindlich vereinbart werden können, bedürfen 

der Schriftform. 

 

(2) Liefer- und Leistungsverzögerungen auf Grund höhe-

rer Gewalt und auf Grund von Ereignissen, die dem 

Unternehmer die Lieferung nicht nur vorübergehend 

wesentlich erschweren oder unmöglich machen – 

hierzu gehören insbesondere Streik, Aussperrung, be-

hördliche Anordnung usw., auch wenn sie bei Liefe-

ranten des Unternehmers oder deren Unterlieferanten 

eintreten -, hat der Unternehmer auch bei verbindlich 

vereinbarten Fristen und Terminen nicht zu vertreten. 

Sie berechtigen den Unternehmer die Lieferung bzw. 

Leistung um die Dauer der Behinderung zuzüglich 

einer angemessenen Anlaufzeit hinauszuschieben 

oder wegen des noch nicht erfüllten Teils ganz oder 

teilweise vom Vertrag zurückzutreten. 

 

(3) Wenn die Behinderung länger als drei Monate dauert, 

ist der Besteller nach angemessener Nachfristsetzung 

berechtigt, hinsichtlich des noch nicht erfüllten Teils 

vom Vertrag zurückzutreten. Verlängert sich die Lie-

ferzeit oder wird der Unternehmer von seiner Ver-

pflichtung frei, so kann der Besteller hieraus keine 

Schadensersatzansprüche herleiten. Auf die genann-

ten Umstände kann sich der Unternehmer nur beru-

fen, wenn er den Besteller unverzüglich benachrich-

tigt. 

 

(4) Der Unternehmer ist zu Teillieferungen und Teilleis-

tungen jederzeit berechtigt, es sei denn die Teilliefe-

rung oder Teilleistung ist für den Besteller offensicht-

lich nicht von Interesse. Die Teillieferungen und Teil-

leistungen sind grundsätzlich als selbstständiges Ge-

schäft anzusehen. Die Preise für diese Teillieferungen 

und Teilleistungen werden mit ihrer Auslieferung be-

reits fällig. Streitigkeiten hinsichtlich einer Teilleis-

tung und Teillieferung berühren den noch unerfüllten 

Teil nicht. 

 

(5) Die Einhaltung der Liefer- und Leistungsverpflich-

tungen des Unternehmers setzt die rechtzeitige und 



ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtungen des 

Bestellers voraus. 

 

(6) Kommt der Besteller in Annahmeverzug, so ist der 

Unternehmer berechtigt, Ersatz des ihm entstehenden 

Schadens zu verlangen; mit Eintritt des Annahmever-

zugs geht die Gefahr der zufälligen Verschlechterung 

und des zufälligen Untergangs auf den Besteller über. 

 

§ 5 Gefahrübergang 

Die Gefahr geht auf den Besteller über, sobald das 

Material an die den Transport ausführende Person über-

geben worden ist oder zwecks Versendung das Lager des 

Unternehmers verlassen hat. Wird der Versand auf 

Wunsch des Bestellers verzögert, geht die Gefahr mit der 

Meldung der Versandbereitschaft auf ihn über. 

 

§ 6 Rechte des Bestellers wegen Mängel 

(1) Die Produkte werden frei von Fabrikations- und 

Materialmängeln geliefert; die Verjährungsfrist für 

Mängelansprüche beträgt 12 Monate, gerechnet ab 

Gefahrübergang. 

 

(2) Mängelansprüche bestehen nicht, sofern nur unerheb-

liche Abweichungen von der Beschaffenheit oder nur 

eine unerhebliche Beeinträchtigung der Brauchbar-

keit vorliegen. Werden Betriebs- oder Wartungsan-

weisungen des Unternehmers nicht befolgt, Änderun-

gen an den Produkten vorgenommen, Teile ausge-

wechselt oder Verbrauchsmaterialien verwendet, die 

nicht den Originalspezifikationen entsprechen, so ent-

fallen Ansprüche wegen Mängel der Produkte, wenn 

der Besteller eine entsprechende substantiierte Be-

hauptung, dass erst einer dieser Umstände den Man-

gel herbeigeführt hat, nicht widerlegt. 

 

(3) Mängelansprüche des Bestellers setzen voraus, dass 

dieser seinen nach § 377 HGB geschuldeten Untersu-

chungs- und Rügeobliegenheiten ordnungsgemäß 

nachgekommen ist. Der Besteller muss dem Unter-

nehmer Mängel unverzüglich, spätestens jedoch in-

nerhalb einer Woche nach Eingang des Liefergegens-

tandes, schriftlich mitteilen. Mängel, die auch bei 

sorgfältiger Prüfung innerhalb dieser Frist nicht ent-

deckt werden können, sind dem Unternehmer unver-

züglich nach Entdeckung schriftlich mitzuteilen. 

 

(4) Soweit ein Mangel der Sache vorliegt, leistet der 

Unternehmer nach seine Wahl Gewähr durch Nach-

besserung oder Ersatzlieferungen. Im Falle einer 

Nachbesserung der Sache kann der Unternehmer 

nach seiner Wahl verlangen, dass: 

 

a) das mangelhafte Teil bzw. Gerät zur Reparatur 

und anschließender Rücksendung an den Unter-

nehmer geschickt wird; 

 

(5) Schlägt die Nachbesserung nach angemessener Frist 

fehl, kann der Besteller nach seiner Wahl Herabset-

zung der Vergütung verlangen oder vom Vertrag zu-

rücktreten. Bei einer nur geringfügigen Vertragswid-

rigkeit, insbesondere bei nur geringfügigen Mängeln, 

steht dem Besteller jedoch kein Rücktrittsrecht zu. 

Dies ist insbesondere bei nur unerheblichen Abwei-

chungen von der Beschaffenheit der Fall. 

 

 

(6) Eine Haftung für normale Nutzung ist ausgeschlos-

sen. 

 

(7) Ansprüche wegen Mängel gegen den Unternehmer 

stehen nur dem unmittelbaren Besteller zu und sind 

nicht abtretbar. 

 

§ 7 Konstruktionsänderung  

Bei Konstruktionsänderungen müssen Preise und Lie-

ferzeiten neu vereinbart werden. Bis dahin angefallene 

Kosten sind sofort fällig und dem Unternehmer zu erstat-

ten. 

 

§ 8 Eigentumsvorbehalt 

(1) Bis zur Erfüllung aller Forderungen (einschließlich 

sämtlicher Saldoforderungen aus Kontokorrent), die 

dem Unternehmer aus jedem Rechtsgrund gegen den 

Besteller jetzt oder künftig zustehen, bleibt die Ware 

gemäß §§ 651, 449 BGB Eigentum des Unterneh-

mers. 

 

(2) Verarbeitung oder Umbildung erfolgen stets für den 

Unternehmer als Hersteller, jedoch ohne Verpflich-

tung für ihn. Erlischt das (Mit-)Eigentum des Unter-

nehmers durch Verbindung, so wird bereits jetzt ver-

einbart, dass das (Mit-)Eigentum des Bestellers an 

der einheitlichen Sache wertanteilmäßig (Rech-

nungswert) auf den Unternehmer übergeht. Der Be-

steller verwahrt das (Mit-)Eigentum des Unterneh-

mers unentgeltlich. Ware, an der dem Unternehmer 

(Mit-)Eigentum zusteht, wird im Folgen als Vorbe-

haltsware bezeichnet. 

 

(3) Der Besteller ist berechtigt, die Vorbehaltsware im 

ordnungsgemäßen Geschäftsverkehr zu verarbeiten 

und zu veräußern, solange er nicht in Verzug ist. 

Verpfändungen oder Sicherungsübereignungen sind 

unzulässig. Die aus dem Weiterverkauf oder einem 

sonstigen Rechtsgrund (Versicherung, unerlaubte 

Handlung) bezüglich der Vorbehaltsware entstehen-

den Forderungen (einschließlich sämtlicher Saldofor-



derungen aus Kontokorrent) tritt der Besteller bereits 

jetzt sicherungshalber in vollem Umfang an den Un-

ternehmer ab. Der Unternehmer ermächtigt ihn wi-

derruflich, die an den Unternehmer abgetretenen For-

derungen für dessen Rechnung im eigenen Namen 

einzuziehen. Diese Einziehungsermächtigung kann 

nur widerrufen werden, wenn der Besteller seinen 

Zahlungsverpflichtungen nicht ordnungsgemäß nach-

kommt. 

 

(4) Bei Zugriffen Dritter auf die Vorbehaltsware, insbe-

sondere Pfändungen, wird der Besteller auf das Ei-

gentum des Unternehmers hinweisen und diesen un-

verzüglich benachrichtigen, damit der Unternehmer 

seine Eigentumsrechte durchsetzen kann. Soweit der 

Dritte nicht in der Lage ist, dem Unternehmer die in 

diesem Zusammenhang entstehenden gerichtlichen 

oder außergerichtlichen Kosten zu erstatten, haftet 

hierfür der Besteller. 

 

(5) Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers – 

insbesondere Zahlungsverzug – ist der Unternehmer 

berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten und die Vor-

behaltsware herauszuverlangen. 

 

§ 9 Zahlung 

(1) Soweit nicht anders vereinbart, sind die Rechnungen 

des Unternehmers 10 Tage nach Rechnungsstellung 

ohne Abzug zahlbar. Der Unternehmer ist berechtigt, 

trotz anders lautender Bestimmungen des Bestellers 

Zahlungen zunächst auf dessen ältere Schulden anzu-

rechnen, und wird den Besteller über die Art der er-

folgten Verrechnung informieren. Sind bereits Kosten 

und Zinsen entstanden, so ist der Unternehmer be-

rechtigt, die Zahlung zunächst auf die Kosten, dann 

auf die Zinsen und zuletzt auf die Hauptleistung an-

zurechnen. 

 

(2) Eine Zahlung gilt erst dann als erfolgt, wenn der 

Unternehmer über den Betrag verfügen kann. Im Fal-

le von Schecks gilt die Zahlung erst als erfolgt, wenn 

der Scheck eingelöst wird. 

 

(3) Gerät der Besteller in Verzug, so ist der Unternehmer 

berechtigt, von dem betreffenden Zeitpunkt ab Zinsen 

in Höhe von 8 Prozentpunkten über dem Basiszins-

satz als pauschalen Schadensersatz zu verlangen. Sie 

sind dann niedriger anzusetzen, wenn der Besteller 

eine geringere Belastung nachweist; der Nachweis 

eines höheren Schadens durch den Unternehmer ist 

zulässig. 

 

(4) Wenn dem Unternehmer Umstände bekannt werden, 

die die Kreditwürdigkeit des Bestellers in Frage stel-

len, insbesondere einen Scheck nicht einlöst oder sei-

ne Zahlungen einstellt, oder wenn dem Unternehmer 

andere Umstände bekannt werden, die die Kreditwür-

digkeit des Bestellers in Frage stellen, so ist der Un-

ternehmer berechtigt, die gesamte Restschuldfällig zu 

stellen, auch wenn er Schecks angenommen hat. Der 

Unternehmer ist in diesem Falle außerdem berechtigt, 

Vorauszahlungen oder Sicherheitsleistung zu verlan-

gen. 

 

(5) Der Besteller ist zur Aufrechnung, Zurückbehaltung 

oder Minderung, auch wenn Mängelrügen oder Ge-

genansprüche geltend gemacht werden, nur berech-

tigt, wenn die Gegenansprüche rechtskräftig festge-

stellt worden oder unstreitig sind. Zur Zurückbehal-

tung ist der Besteller jedoch auch wegen Gegenan-

sprüchen aus demselben Vertragsverhältnis berech-

tigt. 

 

§ 10 Haftung 

(1) Schadensersatzansprüche sind unabhängig von der 

Art der Pflichtverletzung, einschließlich unerlaubter 

Handlungen, ausgeschlossen, soweit nicht vorsätzli-

ches oder grob fahrlässiges Handeln vorliegt. 

 

(2) Bei Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet 

der Unternehmer für jede Fahrlässigkeit, jedoch nur 

bis zur Höhe des vorhersehbaren Schadens. Ansprü-

che auf entgangenen Gewinn, ersparte Aufwendun-

gen, aus Schadensersatzansprüchen Dritter sowie auf 

sonstige mittelbare und Folgeschäden können nicht 

verlangt werden, es sei denn, ein vom Unternehmer 

garantiertes Beschaffenheitsmerkmal bezweckt gera-

de, den Besteller gegen solche Schäden abzusichern. 

 

(3) Die Haftungsbeschränkungen und –ausschlüsse in 

den Absätzen 1 und 2 gelten nicht für die Ansprüche, 

die wegen arglistigen Verhaltens des Unternehmers 

entstanden sind, sowie bei einer Haftung für garan-

tierte Beschaffenheitsmerkmale, für Ansprüche nach 

dem Produkthaftungsgesetz sowie Schäden aus der 

Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-

sundheit. 

 

(4) Soweit die Haftung des Unternehmers ausgeschlossen 

oder beschränkt ist, gilt dies auch für Angestellte, 

Arbeitnehmer, Vertreter und Erfüllungsgehilfen des 

Unternehmers. 

 

§ 11 Anwendbares Recht, Gerichtsstand, Teilnichtig-

keit 

(1) Für diese Geschäftsbedingungen und die gesamten 

Rechtsbeziehungen zwischen Unternehmer und Be-

steller gilt das Recht der Bundesrepublik Deutsch-

land. Die Bestimmungen des UN-Kaufrechts finden 

keine Anwendung. 

 

(2) Soweit der Besteller Kaufmann, juristische Person 

des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches 

Sondervermögen ist, ist Hagen (Nordrhein-



Westfalen) ausschließlicher Gerichtsstand für alle 

sich aus dem Vertragsverhältnis unmittelbar oder mit-

telbar ergebenden Streitigkeiten. 

 

(3) Sollte eine Bestimmung in diesen Geschäftsbedin-

gungen oder eine Bestimmung im Rahmen sonstiger 

Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, so 

wird hiervon die Wirksamkeit aller sonstigen Be-

stimmungen oder Vereinbarungen nicht berührt. 

 

 


